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Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden: Der Solidaritätszuschlag ist 
verfassungsgemäß und darf folglich weiterhin erhoben werden.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

  �Das Bundesfinanzministerium hat einige interessante Schreiben veröffentlicht. 
Dabei geht es um die ertragsteuerliche Behandlung bestimmter Kryptowerte, 
die Begünstigung nicht entnommener Gewinne nach § 34a des Einkommen­
steuergesetzes sowie die umsatzsteuerliche Kleinunternehmerregelung.

  �Steuerpflichtige sollten einige Termine bzw. Fristen beachten: 
	   �Wurden elektronische Aufzeichnungssysteme vor dem 1.7.2025 ange­

schafft, muss die Mitteilung an die Finanzverwaltung bis zum 31.7.2025 
erfolgen.

	   �Wer das Vorsteuervergütungsverfahren nutzen möchte, muss die Anträge 
bis zum 30.9.2025 stellen.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für  
Mai 2025. Viel Spaß beim Lesen!
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SCHECKZAHLUNGEN 

Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

HINWEIS AUS AKTUELLEM ANLASS 

Aktuell warnt das Bundeszentralamt für Steuern vor einem Betrugsversuch mit 
Zahlungsaufforderung für einen angeblichen Verspätungszuschlag zur Steuererklä­
rung. Aktuelle Warnhinweise und eine Übersicht über bisher bekannt gewordene 
Betrugsversuche finden Sie unter www.bzst.de im Bereich „Service“ des Bundes­
zentralamtes für Steuern.

VERBRAUCHERPREISINDEX 

Veränderung gegenüber Vorjahr

3/24 8/24 11/24 3/25
+ 2,2 % + 1,9 % + 2,2 % + 2,2 %

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Stundung einer Kaufpreisforderung:  
Liegen steuerpflichtige Kapitalerträge vor?
Die Stundung des Kaufpreises aus dem Ver­
kauf eines zum Privatvermögen gehörenden 
Grundstücks im Wege einer Ratenzahlung 
ist als Einräumung eines Darlehens zu quali­
fizieren, das zu Einkünften aus Kapitalver­
mögen führen kann. Dies gilt auch, wenn 
die Vertragsparteien eine Verzinsung aus­
drücklich ausgeschlossen haben. Ob es aber 
tatsächlich dazu kommt, hängt von den wei­
teren vertraglichen Vereinbarungen ab, wie 
das Finanzgericht Schleswig-Holstein ent­
schieden hat.

  Sachverhalt

Die Steuerpflichtigen hatten ihrer Tochter 
ein Hausgrundstück verkauft, den im Über­
tragungsvertrag vereinbarten Kaufpreis je­
doch (ebenfalls im Übertragungsvertrag) 
gestundet. Die Stundungsvereinbarung sah 
vor, dass die Tochter den Kaufpreis in monat­
lichen Raten bezahlt. 

Eine Verzinsung wurde nicht vereinbart. Die 
in diesem Verzicht liegende Kaufpreisredu­
zierung wurde, so die Vereinbarung, der 
Tochter geschenkt.

Das Finanzamt ging von einem in der Raten­
zahlungsvereinbarung liegenden Zinsanteil 
aus, den es der Besteuerung unterwarf. Nach 
erfolglosem Einspruch gab das Finanzgericht 

Schleswig-Holstein der hiergegen gerichte­
ten Klage statt. 

Der in der Ratenzahlungsabrede rechnerisch 
enthaltene Zinsanteil ist unter den vorlie­
genden Umständen nicht als Ertrag aus einer 
Kapitalforderung zu qualifizieren. Die Diffe­
renz zwischen dem Nominalkaufpreis und 
dem abgezinsten Barkaufpreis haben die 
Eltern ihrer Tochter ausdrücklich geschenkt. 

Die hierin bzw. in dem entsprechenden Kapi­
talnutzungsvorteil liegende freigebige Zu­
wendung ist als Schenkung zu qualifizieren 
und deshalb für die Einkommensteuer irrele­
vant. Es besteht ein Anwendungsvorrang der 
Schenkungsteuer, sodass die Ertragsbesteu­
erung in diesem Fall zurücktritt.

  Andere Auffassung

Das Finanzgericht Köln hat zu dieser Thematik 
eine andere Ansicht vertreten. Danach ist es 
unvermeidlich und nicht verfassungswidrig, 
wenn es bei folgerichtiger Ausgestaltung 
jeder Einzelsteuer zu Doppelbelastungen 
mit Schenkungsteuer und Einkommensteuer 
kommt. 

Da gegen beide Entscheidungen die Revision 
anhängig ist, wird der Bundesfinanzhof nun 
für Klarheit sorgen können.

www.wirtschaftstreuhand.de

EDITORIAL 

Sehr geehrte 
Leserinnen und Leser,
die Union aus CDU und CSU und die SPD haben 
sich auf einen neuen Koalitionsvertrag geeinigt. 

Der Koalitionsvertrag setzt den Schwerpunkt auf 
die Stärkung der Wirtschaft und möchte Deutsch­
land durch gezielte Maßnahmen in allen zentra­
len Bereichen wieder wettbewerbsfähig machen. 

Neben der gezielten Anwerbung von Fachkräften 
und spürbaren Entlastungen bei den Energieprei­
sen legt die künftige Regierung ein besonderes 
Augenmerk auf den Bürokratieabbau. Bis Ende 
2025 soll ein Sofortprogramm für den Bürokra­
tieabbau mit dem Ziel umgesetzt werden, die 
Bürokratiekosten  für die  Wirtschaft um 25 % zu 
senken.

In der Steuerpolitik wird die degressive Abschrei­
bung in Höhe von 30 % für die Jahre 2025 bis 
2027 wieder eingeführt. Mit Ablauf der degres­
siven Abschreibung wird die Körperschaftsteuer 
beginnend am 1.1.2028 in fünf Jahresschritten 
um jeweils einen Prozentpunkt gesenkt. Bei den 
Personengesellschaften gibt es Erleichterungen 
bei der Thesaurierungsbegünstigung und die 
Option zur Besteuerung nach dem Körperschaft­
steuergesetz soll deutlich vereinfacht werden. 

Hinzu kommen viele Einzelmaßnahmen und 
Anreize, die wieder auf mehr Arbeit und Produk­
tivität ausgelegt sind.

Vieles im Koalitionsvertrag steht unter Finan­
zierungsvorbehalt und ist davon abhängig, dass 
die Maßnahmen zu einem Wirtschaftswachs­
tum führen. An der schwierigen Haushaltslage 
ist bereits die Ampelregierung gescheitert. Die 
Gegenfinanzierungskonzepte von CDU/CSU und 
SPD unterscheiden sich deutlich. Es bleibt abzu­
warten, welche Maßnahmen die künftige Bun­
desregierung für die Umsetzung ergreift, wenn 
sich die Vorhaben nicht alleine durch ein Wirt­
schaftswachstum finanzieren lassen. 

Weitere interessante Themen finden Sie in dieser 
Ausgabe für Mai 2025. Viel Spaß beim Lesen!

Mirco Hagemeyer
Steuerberater 

Geschäftsführender
Gesellschafter

Quelle  |  FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 17.9.2024, Az. 4 K 34/24, Rev. BFH Az. VIII R 30/24; FG Köln, Urteil vom 27.10.2022, Az. 7 
K 2233/20, Rev. BFH Az. VIII R 1/23
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FÜR UNTERNEHMER

Aktuelles zu verdeckten Gewinnausschüttungen bei Aktiengesellschaften

FÜR UNTERNEHMER

Begünstigung nicht entnommener Gewinne:  
Anwendungsschreiben zur Neuregelung

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
Vergütungsvereinbarungen zwischen einer 
Aktiengesellschaft (AG) und einem Vor­
standsmitglied, das zugleich Minderheits­
aktionär ist, steuerrechtlich regelmäßig 
anzuerkennen sind. Nur ausnahmsweise 
kommt der Ansatz einer verdeckten Gewinn­
ausschüttung (vGA) in Betracht, wenn klare 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sich der 
Aufsichtsrat bei der Vergütungsvereinbarung 
einseitig an den Interessen des Vorstands­
mitglieds orientiert hat. 

  Hintergrund

Bei einer vGA handelt es sich – vereinfacht – 
um Vermögensvorteile, die dem Gesellschaf­
ter einer Kapitalgesellschaft außerhalb der 
gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
gewährt werden. Eine vGA darf den Gewinn 
der Gesellschaft nicht mindern.

§ 34a Einkommensteuergesetz (EStG) ermög­
licht eine Steuerbegünstigung für nicht ent- 
nommene Gewinne aus einem Einzelunter­
nehmen oder aus einem Mitunternehmer­
anteil. Durch das Wachstumschancengesetz 
wurde das Thesaurierungsvolumen erhöht, 
was die Regelung attraktiver macht. Sie 
bleibt aber kompliziert. Daher hat das Bun­
desfinanzministerium nun ein neues Anwen­
dungsschreiben veröffentlicht. 

  Sachverhalt

Eine AG hatte durch ihren Aufsichtsrat mit 
dem alleinvertretungsberechtigten Vorstand 
X eine Vergütungsvereinbarung getroffen, 
die umsatz- und auch gewinnabhängige Tan­
tiemezahlungen vorsah. Zwei Mitglieder des 
dreiköpfigen Aufsichtsrats waren neben dem 
X Minderheitsaktionäre, das dritte Mitglied 
war an der AG nicht beteiligt. Verwandt­
schaftliche Beziehungen bestanden nicht. 
Das Finanzamt und das Finanzgericht Nürn­
berg behandelten die umsatz- und gewinn­
abhängigen Vergütungszahlungen an X als 
vGA – nicht aber der Bundesfinanzhof. 

Zwar sind vor allem umsatzabhängige Tan­
tiemen wegen der Gefahr einer Gewinnab­
saugung nur ausnahmsweise steuerrechtlich 
anzuerkennen. Jedoch hat das Finanzgericht 
nicht beachtet, dass die herangezogene 

  Hintergrund

Durch die Gewinnthesaurierung des § 34a EStG 
können auf Antrag nicht entnommene Ge­
winne aus Land- und Forstwirtschaft, Gewer­
bebetrieb oder selbstständiger Arbeit mit 
einem Steuersatz von nur 28,25 % (unter 
Ausblendung von Soli und Kirchensteuer) ver­

Rechtsprechung die Vergütung des Gesell­
schafter-Geschäftsführers einer GmbH be­
trifft. Bei einer AG liegen die Verhältnisse 
nämlich anders. 

Hier handelt für die AG ein Aufsichtsrat, der 
bei der Vereinbarung der Vorstandsvergü­
tung die Interessen der AG wahren muss. 
Im Streitfall konnte X den Aufsichtsrat auch 
nicht beherrschen, weil er nicht über die 
für die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder 
erforderliche Aktienmehrheit verfügte und er 
den Mitgliedern auch nicht nahestand. 

In einer solchen Konstellation liegt eine vGA 
im Zusammenhang mit umsatz- oder gewinn­
abhängigen Tantiemen nur ausnahmsweise 
vor, wenn besondere Umstände klar ergeben, 
dass sich der Aufsichtsrat einseitig an den 
Interessen des Vorstandsmitglieds orientiert 
hat.

steuert werden. Bedingung ist u. a., dass der 
Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich 
(Bilanzierung) ermittelt wird. 

Die Kehrseite: Wird der Gewinn in späteren 
Jahren doch entnommen, erfolgt eine Nach­
versteuerung mit 25 %. 

Quelle  |  BFH-Urteil vom 24.10.2024, Az. I R 36/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247046; BFH, PM Nr. 12/25 vom 13.3.2025

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 12.3.2025, Az. IV C 6 - S 2290-a/00012/001/037, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247299

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Bundesfinanzministerium:  
Einzelfragen zur ertragsteuerlichen Behandlung 
bestimmter Kryptowerte

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Solidaritätszuschlag: Verfassungsbeschwerde war erfolglos

Das Bundesfinanzministerium hat mit den 
Bundesländern Vorgaben zu den ertrag­
steuerrechtlichen Mitwirkungs- und Auf­
zeichnungspflichten bei Kryptowerten (wie 
z. B. Bitcoin) erarbeitet. Die neuen Vorgaben 
ersetzen das bisherige Schreiben aus 2022. 
Zu diesem Anlass wurde die bisherige For­
mulierung „virtuelle Währungen und sonstige 
Token“ durch die Bezeichnung „Kryptowerte“ 
ersetzt.

Beachten Sie  |  Tätigkeiten im Zusammen­
hang mit Kryptowerten können zu Einkünf­
ten aus allen Einkunftsarten (z. B. Einkünfte 

Die Verfassungsbeschwerde gegen die Erhe­
bung des Solidaritätszuschlags war erfolglos. 
Sie richtete sich sowohl gegen die unverän­
derte Fortführung der Solidaritätszuschlags­
pflicht als auch gegen den nur teilweisen 
Abbau des Solidaritätszuschlags mit Wirkung 
ab dem Veranlagungszeitraum 2021.

  �Entscheidung des  
Bundesverfassungsgerichts

In seiner ausführlichen Pressemitteilung 
führt das Bundesverfassungsgericht zwar 
aus, dass den Gesetzgeber bei einer länger 
andauernden Erhebung einer Ergänzungsab­
gabe eine Beobachtungsobliegenheit trifft.

aus Gewerbebetrieb und Kapitalvermögen) 
führen.

Nach der Rz. 53 des Schreibens ist Folgendes 
zu beachten: Gewinne aus dem Verkauf von 
im Privatvermögen gehaltenen Kryptowerten 
können Einkünfte aus privaten Veräußerungs­
geschäften darstellen, wenn der Zeitraum 
zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht 
mehr als ein Jahr beträgt. Gewinne bleiben 
indes steuerfrei, wenn die Summe der aus 
allen privaten Veräußerungsgeschäften im 
Kalenderjahr erzielten Gewinne weniger als 
1.000 EUR beträgt.

Ein offensichtlicher Wegfall des auf den Bei­
tritt der damals neuen Länder zurückzufüh­
renden Mehrbedarfs des Bundes kann, so das 
Bundesverfassungsgericht, aber auch heute 
(noch) nicht festgestellt werden. Eine Ver­
pflichtung des Gesetzgebers zur Aufhebung 
des Solidaritätszuschlags ab dem Veran- 
lagungszeitraum 2020 bestand und besteht 
folglich nicht.

  �Erhebung des  
Solidaritätszuschlags

Durch die Teilabschaffung des Solidaritäts­
zuschlags müssen den Solidaritätszuschlag 
nur noch „Besserverdienende“ zahlen. Für 

den Veranlagungszeitraum 2025 beträgt die 
Freigrenze, die sich auf die Lohnsteuer oder 
die veranlagte Einkommensteuer bezieht, 
19.950 EUR bei der Einzelveranlagung und 
39.900 EUR bei der Zusammenveranlagung. 

Beachten Sie  |  Wird die Freigrenze über­
schritten, wird der Solidaritätszuschlag nicht 
sofort in voller Höhe erhoben (Milderungs­
zone).

Merke  |  Für Kapitalgesellschaften wurde 
der Solidaritätszuschlag nicht angepasst, sie 
zahlen also weiterhin den vollen Solidari­
tätszuschlag i. H. von 5,5 %. Dies gilt auch 
bei der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge.

FÜR UNTERNEHMER

Elektronische Kassensysteme: Meldepflicht beachten

Nach § 146a der Abgabenordnung müssen 
bestimmte elektronische Aufzeichnungs­
systeme (vor allem elektronische Kassen­
systeme und Registrierkassen) über eine 
zertifizierte technische Sicherheitseinrich­
tung verfügen. Darüber hinaus besteht eine 

Mitteilungspflicht. Wurden elektronische Auf­
zeichnungssysteme i. S. des § 1 Abs. 1 S. 1 der 
Kassensicherungsverordnung z. B. vor dem  
1.7.2025 angeschafft, muss die Mitteilung bis 
zum 31.7.2025 erfolgen. 

Beachten Sie  |  Weitere Informationen ent­
halten das BMF-Schreiben vom 28.6.2024 
(Az. IV D 2 - S 0316-a/19/10011 :009) und 
der Fragen-Antworten-Katalog des Bundes­
finanzministeriums (unter www.iww.de/
s11221).

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 6.3.2025, Az. IV C 1 - S 2256/00042/064/043, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 246969

Quelle  |  BVerfG, Urteil vom 26.3.2025, Az. 2 BvR 1505/20 sowie PM Nr. 30/2025 vom 26.3.2025
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FÜR UNTERNEHMER

Vorsteuervergütungsverfahren: Anträge bis 30.9.2025 stellen

Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländi­
schen Unternehmern unter bestimmten Be­
dingungen die dort gezahlte Umsatzsteuer. 
Ist der Unternehmer im Ausland für umsatz­

Ein als Zahnarzt zugelassener Mitunter­
nehmer übt im Rahmen eines Zusammen­
schlusses von Berufsträgern den freien Beruf 
selbst aus, wenn er neben einer ggf. äußerst 
geringfügigen behandelnden Tätigkeit vor al­
lem und weit überwiegend organisatorische 
und administrative Leistungen für den Praxis­
betrieb der Mitunternehmerschaft erbringt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden. 

  Hintergrund

Ärzte und Zahnärzte erzielen aus ihrer freibe­
ruflichen Tätigkeit Einkünfte aus selbstständi­
ger Arbeit nach § 18 des Einkommensteuer­
gesetzes (EStG). Dies gilt grundsätzlich auch 
bei einer Gemeinschaftspraxis. 

Allerdings kann es Konstellationen geben, 
in denen die Einkünfte der Gesellschaft als 
gewerbliche Einkünfte nach § 15 EStG ein­
zustufen sind – mit der Konsequenz der Ge­
werbesteuerpflicht. Und darum ging es auch 
in folgendem Fall: 

  Sachverhalt

Im Streitfall ging es um eine Partnerschafts­
gesellschaft, die eine Zahnarztpraxis be­
treibt. Einem ihrer Seniorpartner oblag die 
kaufmännische Führung und die Organisa­
tion der ärztlichen Tätigkeit des Praxisbe­
triebs (z. B. Vertretung gegenüber Behörden 
und Kammern, Personalangelegenheiten, 

Die Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung für 
Verluste aus Steuerstundungsmodellen ist 
auch im Fall eines definitiven Verlusts ver­
fassungsgemäß. So lautet eine Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs. 

  Hintergrund

Ein Steuerstundungsmodell liegt vor, wenn 
aufgrund einer modellhaften Gestaltung 
steuerliche Vorteile in Form negativer Ein­
künfte erzielt werden sollen.

§ 15b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) bestimmt nun, dass Verluste im Zu­
sammenhang mit einem Steuerstundungs­
modell weder mit Einkünften aus Gewerbe­
betrieb noch mit Einkünften aus anderen 
Einkunftsarten ausgeglichen und auch nicht 
im Wege des Verlustrück- oder -vortrags ab­
gezogen werden dürfen. Sie mindern allein 
die Einkünfte, die der Steuerpflichtige in den 
folgenden Wirtschaftsjahren aus derselben 
Einkunftsquelle erzielt. 

Durch das Jahressteuergesetz 2024 wurde 
die nationale Kleinunternehmerregelung mit 
Wirkung ab 2025 reformiert. Zudem kann die 
Kleinunternehmerregelung nun auch erst­
malig im EU-Ausland in Anspruch genommen 
werden. Infolge der gesetzlichen Neurege­
lungen hat das Bundesfinanzministerium 
ein Anwendungsschreiben veröffentlicht und 
den Umsatzsteuer-Anwendungserlass ent­
sprechend angepasst und ergänzt. 

  Ausgewählte Aspekte

Durch die Neuregelung sind von inländischen 
Kleinunternehmern bewirkte Umsätze von 
der Umsatzsteuer befreit (zuvor wurde die 
Umsatzsteuer „nicht erhoben“). Die Folge 
ist, dass ein dennoch in einer Rechnung aus­

steuerliche Zwecke nicht registriert, kann er 
die Beträge durch das Vorsteuervergütungs­
verfahren geltend machen. Die Anträge für 
2024 sind bis zum 30.9.2025 über das Online-

Instandhaltung der zahnärztlichen Gerät­
schaften). 

Der Seniorpartner war weder „am Stuhl“ 
behandelnd tätig noch in die praktische 
zahnärztliche Arbeit der Mitsozien und der 
angestellten Zahnärzte eingebunden. Er be­
riet im Streitjahr fünf Patienten konsiliarisch 
und generierte hieraus einen geringfügigen 
Umsatz. 

Das Finanzamt und das Finanzgericht Rhein­
land-Pfalz stuften die Einkünfte der gesam­
ten Gesellschaft als gewerblich ein. Dem 
folgte der Bundesfinanzhof allerdings nicht: 
Alle Mitunternehmer erzielen Einkünfte aus 
freiberuflicher und damit selbstständiger 
Arbeit. 

Die freiberufliche Tätigkeit ist durch die un­
mittelbare, persönliche und individuelle 
Arbeitsleistung des Berufsträgers geprägt. 
Daher reicht die bloße Zugehörigkeit eines 
Gesellschafters zu einem freiberuflichen 
Katalogberuf nicht aus. Vielmehr muss 
positiv festgestellt werden können, dass je­
der Gesellschafter die Hauptmerkmale des 
freien Berufs in seiner Person tatsächlich 
verwirklicht hat, also

  �die persönliche Berufsqualifikation sowie
 

  �das untrennbar damit verbundene aktive 
Entfalten dieser Qualifikation am Markt.

  Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger hatte sich als Kom­
manditist an einer im Jahr 2005 gegründe­
ten GmbH & Co. KG beteiligt, die ein Werk 
zur Herstellung von Biodiesel aus Raps 
errichtete und betrieb. Im Anlegerprospekt 
des geschlossenen Fonds wurden den An­
legern für die Anfangsjahre 2005 bis 2007 
kumulierte steuerliche Verluste i. H. von ca. 
4 Mio. EUR prognostiziert. Gewinne sollten 
ab 2008 anfallen. Bis 2020 sollten die An­
leger einen Totalüberschuss von ca. 155 % 
erwirtschaften. 

Tatsächlich wurde jedoch 2009 das Insolvenz­
verfahren über das Vermögen der Gesell­
schaft eröffnet und ihr Betrieb aufgegeben.

Das Finanzamt stufte die Gesellschaft als 
Steuerstundungsmodell ein und behandelte 
die Verluste der Kommanditisten als nur mit 
zukünftigen Gewinnen verrechenbar (und 
nicht als sofort ausgleichs- und abzugsfähig). 

gewiesener Steuerbetrag unter den Voraus­
setzungen des § 14c Abs. 1 UStG (unrichtiger 
Steuerausweis) geschuldet wird. 

Beachten Sie  |  Allerdings entsteht keine 
Steuer, wenn der Kleinunternehmer eine Lie­
ferung oder sonstige Leistung ausführt und 
hierüber eine Rechnung mit einem unrichti­
gen Steuerausweis an einen Endverbraucher 
stellt.

Portal des Bundeszentralamts für Steuern zu 
stellen. Weitere Einzelheiten erfahren Sie 
unter www.iww.de/s3640.

Die persönliche Ausübung der freiberuflichen 
Tätigkeit im vorgenannten Sinne setzt aller­
dings nicht voraus, dass jeder Gesellschafter 
in allen Unternehmensbereichen leitend und 
eigenverantwortlich tätig ist und an jedem 
Auftrag mitarbeitet. Die eigene freiberufli­
che Betätigung eines Mitunternehmers kann 
auch in Form der Mit- und Zusammenarbeit 
stattfinden. 

Beachten Sie  |  Einen Mindestumfang für 
die nach außen gerichtete qualifizierte Tätig­
keit sieht das Gesetz nicht vor. 

Eine freiberufliche zahnärztliche Tätigkeit ist 
daher auch vorliegend anzunehmen: Auch in 
diesem Fall entfaltet der Berufsträger Tätig­
keiten, die zum Berufsbild des Zahnarztes 
gehören. 

Merke  |  In diesem Zusammenhang stellte 
der Bundesfinanzhof Folgendes heraus: Die 
kaufmännische Führung und Organisation der 
Personengesellschaft ist die Grundlage für die 
Ausübung der am Markt erbrachten berufs­
typischen zahnärztlichen Leistungen. Sie ist 
neben einer gegebenenfalls äußerst gering­
fügigen behandelnden Tätigkeit  demzufolge 
auch Ausdruck seiner freiberuflichen Mit- und 
Zusammenarbeit sowie seiner persönlichen 
Teilnahme an der praktischen Arbeit.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 4.2.2025, Az. VIII R 4/22, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 247293; BFH, PM Nr. 19/25 vom 27.3.2025

Dieser Ansicht schlossen sich das Finanz­
gericht Mecklenburg-Vorpommern und der 
Bundesfinanzhof an

Die Annahme eines Steuerstundungsmodells 
setzt nicht voraus, dass sich eine Investi­
tion im Einzelfall als betriebswirtschaftlich 
nicht oder wenig sinnvoll darstellt. Der An­
wendung des § 15b EStG steht auch nicht 
entgegen, dass die im Streitjahr 2009 nicht 
ausgleichsfähigen Verluste aufgrund der 
Insolvenz der Gesellschaft und der Betriebs­
aufgabe nicht mehr mit späteren Gewinnen 
aus derselben Einkunftsquelle verrechnet 
werden können. Die Verlustausgleichs- und 
-abzugsbeschränkung ist auch bei solchen 
definitiven Verlusten verfassungsgemäß. 

Merke  |  Unter die Verlustausgleichs- und 
Abzugsbeschränkung bei Personengesell­
schaften fallen auch (individuelle) Sonder­
betriebsausgaben des Gesellschafters, wie 
beispielsweise Verluste aus der Gewährung 
nachrangiger Gesellschafterdarlehen.

Zudem führt das Bundesfinanzministerium 
Folgendes aus: Ein vor 2025 erklärter Ver­
zicht auf die Anwendung der Kleinunterneh­
merregelung bindet den Unternehmer auch 
für die Zeit nach dem 1.1.2025 weiterhin für 
insgesamt mindestens fünf Kalenderjahre  
(§ 19 Abs. 3 S. 3 UStG). Die Fünfjahresfrist 
ist vom Beginn des ersten Kalenderjahres an 
zu berechnen, für das die abgegebene Erklä­
rung gilt.

FÜR UNTERNEHMER

Einkünftequalifizierung bei Arztpraxen:  
Keine gewerblichen Einkünfte trotz Arbeitsteilung

FÜR UNTERNEHMER

Steuerstundungsmodelle:  
Verrechnungsbeschränkung auch für definitive Verluste „abgesegnet“

FÜR UNTERNEHMER

Umsatzsteuer:  
Anwendungsschreiben zur neuen Kleinunternehmerregelung

Quelle  |  BFH-Urteil vom 21.11.2024, Az. IV R 6/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247049; BFH, PM Nr. 14/25 vom 13.3.2025

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 18.3.2025, Az.  III C 3 - S 7360/00027/044/105, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247198
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FÜR ARBEITGEBER

Mit diesen Gehaltsextras erhalten Ihre 
Mitarbeiter ein höheres Nettogehalt
Fast alle Arbeitnehmer wünschen 
sich mehr „Netto vom Brutto“. Und 
da der Staat zahlreiche begünstigte 
Gehaltsbestandteile anbietet, kön­
nen die Lohnsteuern und Sozialab­
gaben optimiert werden. Die Son- 
derausgabe zeigt interessante Vergü- 
tungsbestandteile und was bei deren 
Implementierung beachtet werden 
sollte. 

  1. �Das heißt „abgaben­
begünstigt“

Gewähren Arbeitgeber eine reguläre 
Gehaltserhöhung, bleibt bei dem 
Mitarbeiter netto oft nicht viel übrig.

  Beispiel 

Ein Arbeitgeber möchte einen enga­
gierten Arbeitnehmer (ledig, kinder­
los, Konfession: römisch-katholisch) 
„belohnen“, weshalb sein Gehalt von 
2.000 auf 2.200 EUR monatlich er­
höht wird. 

Das sind also 2.400 EUR jährlich 
mehr Lohn. Hierauf fallen für den 
Arbeitgeber jährlich rund 528 EUR 
Lohnnebenkosten an (ca. 22 %; ins­
besondere Arbeitgeberanteile zu den 
Versicherungen), d. h., die Gehalts­
erhöhung kostet den Arbeitgeber im 
Jahr 2.928 EUR. 

Dem Mitarbeiter bleiben nach 
Steuern (512 EUR höhere jährliche 
Steuerbelastung) und Sozialabgaben 
(517 EUR höhere jährliche Abgaben­
last) jährlich lediglich rund 1.371 EUR 
(2.400 EUR abzüglich 512 EUR und 
517 EUR) von der Gehaltserhöhung 
übrig.

Demgegenüber sind abgabenbegüns­
tigte Vergütungsbestandteile teil­
weise oder sogar vollständig von 
Abgaben und Steuern befreit. Die 
Vorteile:

  �Es werden keine Sozialabgaben 
mehr auf Arbeitgeberseite fällig. 
Bei manchen Vergütungsbestand­
teilen zahlen Arbeitgeber statt­
dessen nur eine pauschale Lohn­
steuer von 15 oder 25 %. 

  �Mitarbeiter zahlen für die zu­
sätzliche Vergütung keine Sozial­
abgaben und keine Steuern.

  Beispiel (Fortsetzung)

Bei einer abgabenbegünstigten Ge­
staltung der Gehaltserhöhung hätte 
der Arbeitnehmer im Vergleich zu ei­
ner „normalen“ Gehaltserhöhung von 
2.400 EUR im Jahr somit 1.029 EUR 
mehr im Portemonnaie. 
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  4. �Dienstfahrräder

Der geldwerte Vorteil aus der Überlas­
sung eines betrieblichen Fahrrads ist nach 
§ 3 Nr. 37 EStG steuerfrei. Voraussetzung 
ist, dass der Vorteil zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährt wird. Im 
Gegensatz zur Steuerbefreiung bei Jobtickets 
(vgl. unter 10.) erfolgt hier keine Anrechnung 
auf die Entfernungspauschale.

Beachten Sie  |  Die Steuerbefreiung gilt so­
wohl für Elektrofahrräder als auch für Fahr­
räder. Ist ein Elektrofahrrad jedoch verkehrs­
rechtlich als Kraftfahrzeug einzuordnen – z. B. 
gelten Elektrofahrräder, deren Motor auch 
Geschwindigkeiten über 25 Kilometer pro 
Stunde unterstützt, als Kraftfahrzeuge –, sind 
für die Bewertung dieses geldwerten Vorteils 
die Regelungen der Dienstwagenbesteuerung 
anzuwenden.

  5. �Essenszuschüsse/ 
Restaurantschecks

Bezuschussen Arbeitgeber die arbeitstägliche 
Verpflegung ihrer Arbeitnehmer z. B. durch 
Essensgutscheine, die in Lokalen oder Gast­
stätten eingelöst werden können, ist als geld­
werter Vorteil unter gewissen Voraussetzun­
gen nur der amtliche Sachbezugswert (Werte 
für 2025: Frühstück = 2,30 EUR, Mittag- und 
Abendessen jeweils 4,40 EUR) anzusetzen. 
Eine etwaige Zuzahlung des Arbeitnehmers 
ist hiervon abzuziehen. 

Die Voraussetzungen sind in einem Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums (18.1.2019, 
Az. IV C 5 - S 2334/08/10006-01) und der 
R 8.1 Abs. 7 LStR aufgeführt. Zu nennen sind 
vor allem:

Alle Gestaltungen haben einen kleinen Nach­
teil: Für die abgabenbegünstigten Gehaltsbe­
standteile werden für den Mitarbeiter keine 
Beiträge in die gesetzliche Rentenversiche­
rung gezahlt. Hierfür gibt es später also keine 
Rente. 

Andererseits stehen dem erworbenen Ren­
tenanspruch bei einer normalen Gehalts­
erhöhung zugleich höhere Zahlungen an die 
Krankenkasse gegenüber, sofern die Beitrags­
bemessungsgrenze noch nicht erreicht ist. 
Würden Arbeitnehmer wegen der Rentenan­
sprüche auf die Gestaltung verzichten, wäre 
die Rente daher teuer erkauft. 

  Praxistipp

Möchten Mitarbeiter etwas für ihre Altersvor­
sorge tun, bietet sich eher eine private oder 
eine wiederum steuerbegünstigte betriebliche 
Altersvorsorge an.

Im Einkommensteuergesetz (EStG) gibt es 
zahlreiche begünstigte Gehaltsextras. Nach­
folgend sind interessante Zusatzleistungen 
exemplarisch aufgeführt:

  �Der Zuschuss darf den amtlichen Sach­
bezugswert der Mahlzeit um nicht mehr 
als 3,10 EUR übersteigen. 2025 darf  
ein Essenszuschuss demzufolge maximal 
7,50 EUR (4,40 EUR + 3,10 EUR) betra­
gen. Zudem darf der Zuschuss den tat­
sächlichen Preis der Mahlzeit nicht über­
steigen.

  �Für jede Mahlzeit kann lediglich ein Zu­
schuss arbeitstäglich (ohne Krankheits-, 
Urlaubstage) beansprucht werden.

  2. �Aufmerksamkeiten

Sachzuwendungen können Arbeitnehmer 
oder deren Angehörige aus besonderem per­
sonenbezogenem Anlass (z. B. Geburtstag) bis 
zu einem Höchstbetrag von 60 EUR je Anlass 
steuer- und beitragsfrei erhalten.

Beachten Sie  |  Übersteigt der Wert der 
Sachzuwendung die Freigrenze von 60 EUR, 
ist die Zuwendung in vollem Umfang steuer- 
und beitragspflichtig.

  3. �Beihilfen

Arbeitgeber können Arbeitnehmern insbe­
sondere folgende Unterstützungsleistungen 
zukommen lassen:

Private Arbeitgeber können Arbeitnehmer mit 
bis zu 600 EUR p. a. steuer- und abgabenfrei 
unterstützen, wenn die Unterstützungen dem 
Anlass nach gerechtfertigt sind (z. B. in Krank­
heits- und Unglücksfällen). Bei besonderen 
Notfällen sind höhere Beträge möglich. 

  �Mit dem Essensgutschein muss eine 
Mahlzeit erworben werden. Werden ein­
zelne Lebensmittel erworben, müssen 
diese zum unmittelbaren Verzehr ge­
eignet oder zum Verbrauch während der 
Essenspausen bestimmt sein.

  �Der Zuschuss kann nicht von Arbeit­
nehmern beansprucht werden, die eine 
Auswärtstätigkeit ausüben, bei der die 
ersten drei Monate noch nicht abgelau­
fen sind.

Merke  |  Die Einhaltung der Voraussetzun­
gen für den Ansatz einer Mahlzeit mit dem 
amtlichen Sachbezugswert muss der Arbeit­
geber im Einzelnen nachweisen bzw. doku­
mentieren.

  6. �Fahrtkostenzuschüsse

Nutzen Arbeitnehmer für den Weg zwischen 
ihrer Wohnung und ihrer ersten Tätigkeits­
stätte ihren privaten Pkw, gewähren Arbeit­
geber oft einen Zuschuss, der grundsätzlich 
zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führt. In 
Höhe der Entfernungspauschale können 
Arbeitgeber indes eine Pauschalierung der 
Lohnsteuer mit 15 % vornehmen, die zur 
Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung 
führt (§ 40 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 Buchst. b) EStG).

Beachten Sie  |  Betriebe mit mehr als vier 
Arbeitnehmern müssen bestimmte Vorausset­
zungen für die Steuerfreiheit beachten, die in 
R 3.11 Abs. 2 der Lohnsteuerrichtlinien (LStR) 
aufgeführt sind. 

Fallen Erholungsbeihilfen nicht unter diese 
Steuerbefreiung, können Arbeitgeber die 
Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 
25 % übernehmen (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 EStG). 
Sozialabgaben entstehen nicht. Begünstigt 
sind die Beihilfen bis zu ( jährlich) 156 EUR 
für den Arbeitnehmer selbst, 104 EUR für den 
Ehegatten und 52 EUR für jedes Kind. 

Das Geld muss zu Erholungszwecken ver­
wendet werden. Davon ist auszugehen, wenn  
es im zeitlichen Zusammenhang mit einem 
Urlaub gezahlt wird (Auszahlung bis zu drei 
Monate vor oder nach dem Urlaub). Um 
etwaigen „Problemen“ bei einer Außenprü­
fung vorzubeugen, sollten Arbeitgeber eine 
schriftliche Bestätigung des Arbeitnehmers 
zum Lohnkonto nehmen.

11www.wirtschaftstreuhand.de10 www.wirtschaftstreuhand.de



  10. �Jobtickets

§ 3 Nr. 15 EStG enthält eine Steuerbefrei­
ung für Arbeitgeberleistungen (Zuschüsse 
und Sachbezüge) zu den Aufwendungen für 
die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im 
Linienverkehr der Arbeitnehmer zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte. 

Beachten Sie  |  Diese Steuerbefreiung gilt 
zudem für private Fahrten im öffentlichen 
Personennahverkehr.

Steuerfrei sind nur Leistungen, die der 
Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschul­
deten Arbeitslohn erbringt. Arbeitgeberleis­
tungen, die durch Umwandlung des ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden 
(Gehaltsumwandlungen), werden nicht von 
der Steuerbefreiung erfasst. Ferner werden 
die steuerfreien Leistungen auf die Entfer­
nungspauschale bei der eigenen Einkom­
mensteuererklärung angerechnet.

  Praxistipp

Weil das Jobticket steuerfrei ist, bleibt es bei 
der Prüfung der monatlichen 50-EUR-Grenze 
außen vor. Demzufolge kann die Freigrenze 
für andere Sachbezüge genutzt werden. 

  11. Kindergartenzuschüsse

Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits­
lohn erbrachte Leistungen des Arbeitgebers 
zur Unterbringung und Betreuung von nicht 
schulpflichtigen Kindern der Arbeitnehmer 
in Kindergärten oder vergleichbaren Einrich­
tungen sind sowohl steuer- als auch sozial­
abgabenfrei.

Beachten Sie  |  Bei Barzuschüssen ist Voraus­
setzung, dass der Arbeitnehmer dem Arbeit­
geber die entsprechende Verwendung auch 
nachweist. Der Arbeitgeber hat die Nach­
weise im Original als Belege zum Lohnkonto 
aufzubewahren.

  12. �Mahlzeiten während einer 
Auswärtstätigkeit

Erhalten Arbeitnehmer während einer Aus­
wärtstätigkeit Mahlzeiten im Wert von bis 
zu 60 EUR, können diese mit dem amtlichen 
Sachbezugswert (zur Höhe vgl. unter „5. Essens- 
zuschüsse/Restaurantschecks“) angesetzt 
werden. Dies setzt voraus, dass dem Arbeit­
nehmer – insbesondere wegen Nichterfüllung 
der Zeitgrenzen – keine Verpflegungspauscha­

  7. �Firmenwagen

Die Überlassung eines Firmenwagens zur 
privaten Nutzung ist zwar nicht steuerbe­
günstigt, bietet dem Arbeitnehmer aber 
wirtschaftliche Vorteile, wenn der Arbeitge­
ber die Kosten trägt. Für den Arbeitgeber sind 
die Kosten Betriebsausgaben, auch soweit 
der Arbeitnehmer den Firmenwagen privat 
nutzt. Er kann allerdings auch an den Kosten 
beteiligt werden, was den geldwerten Vor­
teil reduziert. Für die steuerliche Behandlung 
gibt es zwei Möglichkeiten:

Pauschalierung: Für den geldwerten Vorteil 
aus der Privatnutzung ist monatlich 1 % des 
Bruttolistenneupreises zu versteuern. Hinzu 
kommen 0,03 % pro Monat und Entfernungs­
kilometer für Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte. 

Statt der monatlichen 0,03 % ist die Bewer­
tung jeder einzelnen Fahrt mit 0,002 % pro 
Entfernungskilometer möglich, wenn der 
Arbeitnehmer monatlich schriftlich erklärt, 
an welchen Tagen (mit Datumsangabe) er 
mit dem Pkw von der Wohnung zur Arbeit 
gefahren ist (BMF-Schreiben vom 3.3.2022, 
Az. IV C 5 - S 2334/21/10004 :001). Dies ist 
jedoch nur dann sinnvoll, wenn es weniger 
als 180 Tage im Jahr sind. 

Merke  |  Der Arbeitgeber ist zur Einzelbewer­
tung verpflichtet, wenn der Arbeitnehmer dies 
verlangt, und sich aus der arbeitsvertraglichen 
oder einer anderen arbeits- oder dienstrecht­
lichen Rechtsgrundlage nichts anderes ergibt.

len (vgl. unter „15. Reisekostenersatz“) zu­
stehen. Arbeitgeber können den Arbeitslohn 
mit 25 % pauschal besteuern, was Beitrags­
freiheit in der Sozialversicherung auslöst.

Der Ansatz des Sachbezugswerts entfällt, 
wenn dem Arbeitnehmer Verpflegungspau­
schalen zustehen. Diese sind dann allerdings 
zu kürzen – und zwar um 20 % für ein Früh­
stück sowie um 40 % für ein Mittag- oder 
Abendessen ( jeweils auf Grundlage der für 
24 Stunden geltenden Verpflegungspauschale 
des jeweiligen Reisetags). Zahlt der Arbeitge­
ber trotz Kürzungspflicht indes die vollen Ver­
pflegungsgelder, kann er den unterlassenen 
Kürzungsbetrag mit 25 % pauschal und sozial­
versicherungsfrei besteuern.

Beachten Sie  |  Salzgebäck oder vergleichba­
re Knabbereien im Flugzeug, Zug oder Schiff 
erfüllen nicht die Kriterien für eine Mahlzeit 

Erfolgt die Einzelbewertung nicht im Lohn­
steuerabzugsverfahren, kann die Korrektur 
des Arbeitslohns durch den Arbeitnehmer 
über seine Steuererklärung erfolgen.

Fahrtenbuch: Führt der Arbeitnehmer ganz­
jährig ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch, 
können die Privatfahrten und die Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeits­
stätte mit den anteiligen Fahrzeugkosten 
angesetzt werden. Diese Methode lohnt sich 
vor allem bei geringer Privatnutzung und/
oder einem hohen Bruttolistenpreis. 

Beachten Sie  |  Wird ein reines Elektrofahr­
zeug überlassen und übersteigt der Brutto­
listenneupreis eine Grenze ( je nach erstma­
liger Fahrzeugüberlassung) von 60.000 EUR 
oder 70.000 EUR nicht, ist der Bruttolisten­
neupreis nur zu einem Viertel anzusetzen. Das 
schmälert erheblich die Besteuerung und die 
Sozialabgaben. Wird die Grenze überschritten, 
lässt sich der Bruttolistenneupreis immerhin 
halbieren. Die Halbierung gilt auch für viele 
Hybrid-Elektrofahrzeuge.

  8. �Gesundheitsleistungen

In § 3 Nr. 34 EStG werden bestimmte – zu­
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits­
lohn erbrachte – Gesundheitsförderungs­
maßnahmen steuerfrei gestellt, soweit sie 
600 EUR im Kalenderjahr (= Freibetrag) nicht 
übersteigen. Hierdurch soll der allgemeine 
Gesundheitszustand verbessert und die be­
triebliche Gesundheitsförderung gestärkt 
werden.

und führen nicht zu einer Kürzung der Ver­
pflegungspauschale (BMF-Schreiben vom 
19.5.2015, Az. IV C 5 - S 2353/15/10002).

  13. �Mitarbeiterbeteiligungen

Überlassen Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern 
Beteiligungen am eigenen oder einem ver­
bundenen Unternehmen unentgeltlich oder 
verbilligt, bleibt der geldwerte Vorteil bis 
zu 2.000 EUR im Jahr steuer- und sozialab­
gabenfrei (§ 3 Nr. 39 EStG). 

Die Beteiligung muss mindestens allen Ar­
beitnehmern offenstehen, die im Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Angebots ein Jahr oder 
länger ununterbrochen in einem gegenwär­
tigen Dienstverhältnis zum Unternehmen 
stehen.

  9. �Gutscheine (50-EUR-Frei­
grenze für Sachbezüge)

Kostenlose oder verbilligte Sachbezüge kön­
nen bis zu einer monatlichen Freigrenze von 
50 EUR (brutto) – insgesamt für alle Vorteile –  
steuer- und abgabenfrei erbracht werden. 
Unter Sachbezüge fallen z. B. Warengutscheine 
(also auch Tankgutscheine, wenn diese die 
Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 S. 3 EStG er­
füllen). 

Beachten Sie  |  Übersteigt der Wert die Frei­
grenze von 50 EUR, ist die Zuwendung in 
vollem Umfang steuer- und beitragspflichtig.

  Beispiel

Ein Arbeitnehmer erhält im Januar 2025 Sach­
bezüge in Höhe von 20 EUR. Im Februar be­
trägt der Wert der zugeflossenen Sachbezüge 
60 EUR.

Im Januar bleiben die Sachbezüge steuer- und 
beitragsfrei, da die Freigrenze von 50 EUR 
nicht überschritten wurde. Demgegenüber 
sind die Sachbezüge im Februar steuer- und 
beitragspflichtig. Denn sie übersteigen die 
Freigrenze von 50 EUR. 

Da es sich um eine monatliche Freigrenze han­
delt, ist eine Nachholung nicht ausgeschöpf­
ter Beträge unzulässig. Das bedeutet: Der im 
Januar 2025 nicht ausgeschöpfte Betrag von 
30 EUR (50 EUR abzüglich 20 EUR) ist nicht auf 
den Folgemonat übertragbar. 

Merke  |  Bei Sachzuwendungen aus dem 
Sortiment des Arbeitgebers gilt anstelle der 
monatlichen Freigrenze ein jährlicher Rabatt­
freibetrag von 1.080 EUR (brutto).
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  16. �Unentgeltliche Parkplatz­
gestellung

Gerade in Großstädten und attraktiven Innen­
stadtlagen können Arbeitgeber Mitarbeiter 
mit einer Parkplatzgestellung an sich binden.

Stellt der Arbeitgeber für das Abstellen des 
Fahrzeugs während der Arbeitszeit eine Park­
möglichkeit unentgeltlich zur Verfügung, 
dann handelt es sich um eine lohnsteuer- und 
sozialversicherungsfreie Annehmlichkeit, die 
im überwiegend eigenbetrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers erbracht wird. Arbeitslohn 
liegt insoweit nicht vor. Das gilt auch, wenn 
der Arbeitgeber selbst Park- oder Einstell­
plätze von einem Dritten anmietet und sie 
seinen Arbeitnehmern unentgeltlich über­
lässt.

Beachten Sie  |  Das Finanzgericht Köln 
(15.3.2006, Az. 11 K 5680/04) hat entschie­
den, dass die Parkraumgestellung seitens 
des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer als 
steuerpflichtiger Arbeitslohn zu behandeln 
ist. Da diese Entscheidung der bundeseinheit­
lich abgestimmten Verwaltungsauffassung 
widerspricht, wendet die Verwaltung das 
Urteil über den entschiedenen Einzelfall hin­
aus nicht an (vgl. u. a. OFD Münster 25.6.2007, 
Kurzinfo ESt Nr. 017/2007).

Merke  |  Ersetzt dagegen der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer die Parkgebühren, bei­
spielsweise für einen vom Arbeitnehmer 
angemieteten Einstellplatz in der Nähe 
des Arbeitsplatzes, liegt steuer- und so­
zialversicherungspflichtiger Arbeitslohn vor  
(FG Niedersachsen 27.10.2021, Az. 14 K 239/18). 
Auch eine Pauschalbesteuerung von 15 % 
(§ 40 Abs. 2 S. 2 EStG) kommt nicht in Be­
tracht, da die Parkgebühren durch die Ent­
fernungspauschale abgegolten sind und nicht 
gesondert als Werbungskosten angesetzt 
werden können.

Eine steuer- und sozialversicherungsfreie Er­
stattung des Arbeitgebers ist allenfalls bei 
Parkgebühren als Reisenebenkosten einer 
Auswärtstätigkeit möglich.

Der Arbeitgeber sollte im Einzelfall die Mög­
lichkeit zur Einholung einer Lohnsteueranru­
fungsauskunft nach § 42e EStG in Betracht 
ziehen.

  14. �Private Nutzung betrieb­
licher Telekommunikations­
geräte

Die Vorteile aus der privaten Nutzung be­
trieblicher Telekommunikationsgeräte wie 
Smartphones, Handys, Laptops, Tablets etc. 
sind steuer- und sozialabgabenfrei. Die 
Steuerfreiheit gilt nicht nur für die private 
Nutzung des Telefons am Arbeitsplatz, 
sondern auch, wenn der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer z. B. ein Smartphone zur stän­
digen Privatnutzung überlässt.

Die Verwaltung legt die in § 3 Nr. 45 EStG 
geregelte Steuerbefreiung wie folgt aus 
(vgl. R 3.45 LStR): 

Die Steuerfreiheit gilt nur für die Überlassung 
zur Nutzung durch den Arbeitgeber oder auf­
grund des Dienstverhältnisses durch einen 
Dritten. In diesen Fällen sind auch die vom 
Arbeitgeber getragenen Verbindungsent­
gelte (Grundgebühr und sonstige laufende 
Kosten) steuerfrei.

Für die Steuerfreiheit, anders als für die Bei­
tragsfreiheit, kommt es nicht darauf an, ob 
die Vorteile zusätzlich zum ohnehin geschul­
deten Arbeitslohn oder wegen einer Verein­
barung mit dem Arbeitgeber über die Herab­
setzung von Arbeitslohn erbracht werden.

  17. �Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit

Zuschläge, die Arbeitgeber für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit neben dem Grund­
lohn zahlen, sind in bestimmter Höhe steuer­
frei. Die jeweiligen Grenzen sind in § 3b EStG 
geregelt.

Die Steuerfreiheit setzt voraus, dass die Zu­
schläge neben dem Grundlohn gezahlt wer­

Merke  |  Die Steuerfreiheit tritt nicht ein, 
wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das 
Smartphone, das Laptop etc. schenkt oder 
verbilligt übereignet. In diesen Fällen kann 
der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil aber 
pauschal mit 25 % versteuern, wenn die Über­
eignung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn erfolgt (§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 EStG).

  15. �Reisekostenersatz

Vom Arbeitgeber erstattete Reisekosten sind 
steuer- und beitragsfrei, solange sie die als 
Werbungskosten abziehbaren Beträge nicht 
übersteigen.

  Beispiel

Ein Arbeitnehmer hat eine erste Tätigkeits­
stätte bei seinem Arbeitgeber und nutzt sei­
nen privaten Pkw für diverse Kundenbesuche 
(Auswärtstätigkeit). Der Arbeitgeber kann 
ihm die Fahrtkosten für die Kundenbesuche 
mit 0,30 EUR je gefahrenen Kilometer steuer- 
und sozialabgabenfrei ersetzen. 

Bei einer auswärtigen beruflichen Tätig­
keit im Inland können folgende Verpfle­
gungspauschalen steuerfrei gezahlt werden 
(§ 9 Abs. 4a EStG):

den. Sie dürfen nicht Teil einer einheitlichen 
Entlohnung für die gesamte Tätigkeit sein. Zu­
dem ist erforderlich, dass die Zuschläge für 
tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- 
oder Nachtarbeit gezahlt werden.

Merke  |  Der maximale Grundstundenlohn, 
auf den sich die Steuerfreiheit der Zuschläge 
bezieht, beträgt 50 EUR. Sozialversicherungs­
rechtlich gilt aber ein Höchstbetrag von nur 
25 EUR.

  �Für eintägige Dienstreisen ohne Über­
nachtung mit einer Abwesenheit von 
mehr als 8 Stunden kann eine Pauschale 
von 14 EUR berücksichtigt werden.

	� Beachten Sie  |  Dies gilt auch, wenn der 
Arbeitnehmer seine Auswärtstätigkeit 
über Nacht (also an zwei Kalendertagen) 
ausübt – somit nicht übernachtet – und 
dadurch ebenfalls insgesamt mehr als 8 
Stunden abwesend ist.

  �Bei mehrtägigen Dienstreisen gilt eine 
Pauschale von 28 EUR, wenn der Arbeit­
nehmer volle 24 Stunden abwesend ist 
(Zwischentag).

  �Für den An- und Abreisetag einer mehr­
tägigen auswärtigen Tätigkeit mit Über­
nachtung kann ohne Prüfung einer 
Mindestabwesenheitszeit eine Pauschale 
von jeweils 14 EUR berücksichtigt werden.

  Praxistipp

Beim Verpflegungsmehraufwand kann der  
Arbeitgeber bis zu doppelt so hohe 
Pauschalen gewähren, wenn er die über 
die normalen Pauschalen hinausgehen­
den Beträge mit 25 % pauschal versteuert 
(vgl. § 40 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 EStG). 
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